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Kurztitel  
 
Mehr hauptamtliche Beauftragte für die Landeshauptstadt prüfen 

 

 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 

1. Der Oberbürgermeister wird gebeten zu prüfen, in welchen kreisfreien Städten 
Ostdeutschlands mit einer Einwohnerzahl zwischen 100.000 und 600.000 es auf 
Grundlage kommunalrechtlicher Regelungen jeweils wie viele hauptamtlich tätige 
Beauftragte in jeweils welcher Stadtverwaltung mit jeweils welchen 
Funktionszuschreibungen gibt. Über das Ergebnis der Prüfung soll der Stadtrat in einer 
tabellarischen Übersicht informiert werden. 

 
2. Der Oberbürgermeister soll im Ergebnis der Prüfung unter Ziffer 1 auch prüfen, ob es 

zukünftig weitere hauptamtliche Beauftragte geben sollte, insbesondere für Seniorinnen 
und Senioren, für Geflüchtete, zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
Einwohnerinnen und Einwohnern, für Bürger(innen)beteiligung und Partizipation sowie 
zur Förderung des Radverkehrs. Die Ergebnisse der Prüfung soll er in einer 
Stellungnahme darstellen, die sich mit gesellschaftlichen Problemlagen und 
ausstehenden Lösungen in der Landeshauptstadt auseinandersetzt. 

 
 
Begründung: 
Beauftragte nehmen auf Grundlage kommunalrechtlicher Regelungen wichtige Aufgaben wahr, 
um Probleme in unserer Gesellschaft zu erkennen und Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 
Insbesondere schwach organisierten Interessen und sozial benachteiligten Menschen 
verschaffen sie eine Stimme in den kommunalen Entscheidungsprozessen. Ihre Tätigkeit ist von 
einem unschätzbar großen Wert für eine gedeihliche Entwicklung einer Stadt wie Magdeburg. 
Der vorgelegte Prüfauftrag soll dazu dienen, einen möglichen Erweiterungsbedarf im Bereich 
der hauptamtlichen Beauftragten zu identifizieren, um zukünftige Haushaltsentscheidungen 
fundiert vorzubereiten. 
 
 
 
 
Oliver Müller     Karsten Köpp 
Fraktionsvorsitzender    Stadtrat 
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